
Hygiene, der Produktqualität und der Arbeitsbedingungen auf
Schiffen mit einer Länge über alles von mehr als 12 m (bekannt
gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 1113 (ABl. L 90, S. 48)
für nichtig erklärt wurde, die Klagen der Rechtsmittelführer aber
als unzulässig abgewiesen wurden — Personen, die von der für
nichtig erklärten Entscheidung (nicht) individuell betroffen sind

Tenor

1. Das Urteil des Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemein-
schaften vom 13. Juni 2006, Boyle u. a./Kommission (T 218/03
bis T 240/03), wird aufgehoben, soweit mit ihm die Klagen von
Herrn Flaherty und Herrn Murphy sowie der Ocean Trawlers Ltd
auf Nichtigerklärung der Entscheidung 2003/245/EG der Kom-
mission vom 4. April 2003 über die bei der Kommission eingegan-
genen Anträge auf Erhöhung der MAP IV Ziele zur Berücksichti-
gung von Verbesserungen der Sicherheit, der Navigation auf See,
der Hygiene, der Produktqualität und der Arbeitsbedingungen auf
Schiffen mit einer Länge über alles von mehr als 12 m als unzuläs-
sig abgewiesen und die Rechtsmittelführer zur Tragung ihrer eigenen
Kosten verurteilt worden sind.

2. Die Entscheidung 2003/245 wird für nichtig erklärt, soweit sie
auf die Schiffe von Herrn Flaherty und Herrn Murphy sowie der
Ocean Trawlers Ltd Anwendung findet.

3. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften trägt die Kosten,
die Herrn Flaherty und Herrn Murphy sowie der Ocean Trawlers
Ltd sowohl im ersten Rechtszug als auch anlässlich der vorliegenden
Rechtsmittel entstanden sind.

(1) ABl. C 281 vom 18.11.2006.
ABl. C 294 vom 2.12.2006.

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 15. April
2008 (Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale ordinario
di Roma — Italien) — Nuova Agricast Srl/Ministero delle

Attività Produttive

(Rechtssache C-390/06) (1)

(Staatliche Beihilfen — Für eine bestimmte Zeit genehmigte
Beihilferegelung — Anmeldung einer geänderten Beihilferege-
lung für einen neuen Zeitraum — Übergangsmaßnahmen
zwischen den beiden aufeinanderfolgenden Regelungen —

Entscheidung der Kommission, keine Einwände zu erheben —
Angaben, die der Kommission zur Verfügung standen —

Gültigkeit der Entscheidung der Kommission —

Gleichbehandlung — Begründung)

(2008/C 142/07)

Verfahrenssprache: Italienisch

Vorlegendes Gericht

Tribunale ordinario di Roma

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Nuova Agricast Srl

Beklagter: Ministero delle Attività Produttive

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Tribunale ordinario di Roma —

Gültigkeit des Beschlusses der Kommission vom 12. Juli 2000,
mit dem eine nach dem italienischen Recht vorgesehene Beihilfe-
regelung in Form von Beihilfen zu Investitionen in den struktur-
schwachen Gebieten Italiens für mit dem EG-Vertrag vereinbar
erklärt wird (SG(2000)D/105754)

Tenor

Die Prüfung der vorgelegten Frage hat nichts ergeben, was geeignet
wäre, die Gültigkeit der Entscheidung der Kommission vom 12. Juli
2000, keine Einwände gegen eine Regelung über Beihilfen zugunsten
von Investitionen in den strukturschwachen Gebieten Italiens bis zum
31. Dezember 2006 (staatliche Beihilfe Nr. N 715/99 — Italien) zu
erheben, zu beeinträchtigen.

(1) ABl. C 294 vom 2.12.2006.

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 17. April
2008 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs
— Deutschland) — Quelle AG/Bundesverband der Verbrau-

cherzentralen und Verbraucherverbände

(Rechtssache C-404/06) (1)

(Verbraucherschutz — Richtlinie 1999/44/EG — Verbrauchs-
güterkauf und Garantien für Verbrauchsgüter — Recht des
Verkäufers, im Fall der Ersatzlieferung für ein
vertragswidriges Verbrauchsgut vom Verbraucher Wertersatz
für die Nutzung dieses Gutes zu verlangen — Unentgeltlich-

keit der Nutzung des vertragswidrigen Verbrauchsguts)

(2008/C 142/08)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Bundesgerichtshof

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Quelle AG

Beklagter: Bundesverband der Verbraucherzentralen und Verbrau-
cherverbände
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Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesgerichtshof — Ausle-
gung von Art. 3 der Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 25. Mai 1999 zu bestimmten
Aspekten des Verbrauchsgüterkaufs und der Garantien für Ver-
brauchsgüter (ABl. L 171 vom 7. Juli 1999, S. 12) — Vom
nationalen Recht vorgesehene Möglichkeit für den Verkäufer,
vom Verbraucher Wertersatz für die vor der Ersatzlieferung
erfolgte Nutzung des zunächst gelieferten vertragswidrigen Ver-
brauchsgutes zu verlangen

Tenor

Art. 3 der Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 25. Mai 1999 zu bestimmten Aspekten des Ver-
brauchsgüterkaufs und der Garantien für Verbrauchsgüter ist dahin
auszulegen, dass er einer nationalen Regelung entgegensteht, die dem
Verkäufer, wenn er ein vertragswidriges Verbrauchsgut geliefert hat,
gestattet, vom Verbraucher Wertersatz für die Nutzung des vertragswid-
rigen Verbrauchsguts bis zu dessen Austausch durch ein neues Ver-
brauchsgut zu verlangen.

(1) ABl. C 310 vom 16.12.2006.

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 24. April
2008 — Königreich Belgien/Kommission der Europäischen

Gemeinschaften

(Rechtssache C-418/06 P) (1)

(Rechtsmittel — EAGFL — Sektor Ackerkulturen —

Rechnungsabschluss des EAGFL — Zuverlässiges und funk-
tionierendes Kontrollsystem — Von der Gemeinschaftsfinan-
zierung ausgeschlossene Ausgaben — Pauschale Berichtigung
— Rückwirkende Anwendung der Kontrollvorschriften —

Implizite Verpflichtungen — Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit — Rechtssicherheit — Befugnis zu unbeschränkter

Ermessensnachprüfung)

(2008/C 142/09)

Verfahrenssprache: Französisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführer: Königreich Belgien (Bevollmächtigte: A. Hubert
und L. Van den Broeck im Beistand von H. Gilliams, P. de Bandt
und L. Goossens, avocats)

Andere Verfahrensbeteiligte: Kommission der Europäischen
Gemeinschaften (Bevollmächtigte: M. Nolin und L. Visaggio)

Gegenstand

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz (Zweite
Kammer) vom 25. Juli 2006 in der Rechtssache T-221/04 (Bel-
gien/Kommission), mit dem das Gericht die Klage auf teilweise
Nichtigerklärung der Entscheidung 2004/136/EG der Kommis-

sion vom 4. Februar 2004 über den Ausschluss bestimmter von
den Mitgliedstaaten zulasten des Europäischen Ausrichtungs-
und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL), Abteilung
Garantie, getätigter Ausgaben von der gemeinschaftlichen Finan-
zierung (ABl. L 40, S. 31), soweit sie eine pauschale Berichti-
gung in Höhe von 2 % der von Belgien gemeldeten Ausgaben
für Ackerkulturen vorsieht, verworfen hat.

Tenor

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen.

2. Das Königreich Belgien und die Kommission der Europäischen
Gemeinschaften tragen ihre eigenen Kosten.

(1) ABl. C 294 vom 2.12.2006.

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 17. April
2008 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs
— Deutschland) — Peek & Cloppenburg KG/Cassina SpA

(Rechtssache C-456/06) (1)

(Urheberrecht — Richtlinie 2001/29/EG — Art. 4 Abs. 1 —
Verbreitung des Originals oder von Vervielfältigungsstücken
eines Werks an die Öffentlichkeit durch Verkauf oder auf
sonstige Weise — Verwendung von Werkstücken urheberrecht-
lich geschützter Möbel als Mobiliar in einem Verkaufsraum
und als Schaufensterdekoration — Fehlende Übertragung des

Eigentums oder des Besitzes)

(2008/C 142/10)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Bundesgerichtshof

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Peek & Cloppenburg KG

Beklagte: Cassina SpA

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesgerichtshof — Ausle-
gung der Art. 28 EG und 30 EG sowie von Art. 4 Abs. 1 der
Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter
Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in
der Informationsgesellschaft (ABl. L 167, S. 10) — Ohne Erlaub-
nis des Rechtsinhabers erfolgte Verwendung von Reproduktio-
nen urheberrechtlich geschützter Möbel als im Verkaufsraum
aufgestelltes Mobiliar und als Schaufensterdekoration — „Ver-
breitung an die Öffentlichkeit“ durch diese ohne jede Form von
Eigentum oder Besitzübertragung erfolgte Verwendung
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